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Satzung der Arbeiterwohlfahrt Ortsverein Waldkirch e.V. 

 in der Fassung vom 27.04.2024 zur Beschlussfassung auf der Mitgliederversamm-
lung am 27.04.2024 und ergänzt auf der Vorstandssitzung am 04.07.2024 

 

 

 
§ 1 Name und Sitz 

(1) Der Verein führt den Namen Arbeiterwohlfahrt Ortsverein Waldkirch e.V. 

(2) Der Sitz des Vereins ist Waldkirch. Der Verein ist in das Vereinsregister eingetragen. 

(3)  Der Verein ist Mitglied der Arbeiterwohlfahrt Kreisverband Emmendingen e.V. mit 

Sitz in Emmendingen. 

 
(4) Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 

 
§ 2 Zweck und Gemeinnützigkeit des Vereins 
 

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige und mildtätige 

Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

(2) Zweck des Vereins ist die 

• Förderung des Wohlfahrtswesens nach § 52 Absatz 2 Satz 1 Nr. 9 AO,  

•  Förderung des bürgerschaftlichen Engagements zugunsten gemeinnütziger und 

mildtätiger Zwecke, 

(3) Die Satzungszwecke werden insbesondere verwirklicht durch: 

1. Förderung von verschiedenen Formen des Engagements (Anregung und Hilfe 

zur Selbsthilfe, Förderung des Ehrenamtes, des freiwilligen Engagements und 

der Freiwilligendienste) 

2. Erprobung neuer Formen und Methoden der Sozialarbeit 

3. Schulung und Fortbildung zu Themen der Wohlfahrtspflege 

4. Mitwirkung an den Aufgaben der öffentlichen Sozial-, Jugend- und Gesundheitshil-
fe 

5. Enge Zusammenarbeit mit kommunalen Spitzenverbänden bei Planung und 
Durchführung sozialer Aufgaben 

6. Stellungnahmen zu Fragen der Öffentlichen und Freien Wohlfahrtspflege;  

7.  Teilnahme an Konferenzen, Tagungen 
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8. Zusammenarbeit mit anderen Organisationen der Freien Wohlfahrtspflege, Fach-
verbänden und Selbsthilfe-Organisationen im Inland 

9. Förderung der Nachhaltigkeit als Grundprinzip der sozialen Arbeit sowie Beglei-
tung der sozialen Folgen ökologischer Veränderungsprozesse. 

 

(4) Die Satzungszwecke nach § 2 Absatz 2 werden insbesondere auch verwirklicht 

durch das planmäßige Zusammenwirken mit weiteren steuerbegünstigten Körperschaf-

ten, welche die Voraussetzungen im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke" 

der Abgabenordnung für die Anerkennung als steuerbegünstigte Körperschaft (§§ 51 

bis 68 AO) erfüllen; zum Beispiel durch das Erbringen von Dienstleistungen, die Aus-

führung von Lieferungen sowie ferner durch Nutzungsüberlassungen und durch die 

Überlassung von Personal zur Verwirklichung der in Absatz 2 genannten steuerbe-

günstigten Zwecke. 

(5) Die Körperschaft darf alle Geschäfte und Handlungen vornehmen, die dem Sat-

zungszweck unmittelbar zu dienen geeignet sind. 2lnsbesondere kann sie zu diesem 

Zweck auch öffentlich-rechtliche Körperschaften i.S.d. § 2 Absatz 4 beliefern und ver-

sorgen. 

 

§ 3 Sicherung der Steuerbegünstigung 

(1) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. 2Der Verein kann sich zur Erfüllung seiner Aufgaben einer Hilfsperson im 

Sinne des § 57 Absatz 1 Satz 2 AO bedienen, soweit er die Aufgaben nicht selbst 

wahrnimmt. 

(2) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet wer-

den. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Dies gilt 

auch für den Fall ihres Ausscheidens oder bei Auflösung oder Aufhebung des Ver-

eins. 

(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, 

oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

(4) Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 

Vermögen des Vereins an den AWO Kreisverband Emmendingen e.V., der es unmit-

telbar und ausschließlich für gemeinnützige - mildtätige Zwecke zu verwenden hat. 
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(5) Der Ortsverein kann aktiven Mitgliedern und Ehrenamtlichen, die in besonderer 

Weise bei den satzungsmäßigen, gemeinnützigen und ideellen Aufgaben des Vereins 

mitarbeiten, eine Ehrenamtspauschale im Rahmen des § 3 Nr. 26a EstG bis zur Höhe 

des gesetzlichen Satzes vergüten. Diese Vergütung unterliegt der Aufzeichnungs-

pflicht. 

 

§ 4 Aufwandsersatz 

 

Entstandene Auslagen können den Mitgliedern und Vorstandsmitgliedern erstattet werden. 
Dazu ist ein Vorstandsbeschluss über Art und Umfang der Kostenerstattung erforderlich. 

 

 
§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft 

 
(1) Mitglied kann jede natürliche und juristische Person sein, die das Verbandsstatut 

der Arbeiterwohlfahrt anerkennt und sich an der Erfüllung ihrer Aufgaben beteiligen 

will. 

 
Mitgliedschaft, ehrenamtliche Mitwirkung und hauptamtliche Beschäftigung in und bei 

der Arbeiterwohlfahrt sind unvereinbar mit der Mitgliedschaft und/oder Mitarbeit in 

Parteien und Organisationen, die sich gegen die freiheitliche demokratische Grund-

ordnung und somit gegen Grundwerte der Arbeiterwohlfahrt stellen. 

 
Unvereinbar mit der Mitgliedschaft in der Arbeiterwohlfahrt ist somit auch das öffentli-

che Äußern von Sympathiebekundungen für solche Parteien. 

 
(2) Die Aufnahme in den Verein ist in Textform beim Vorstand zu beantragen. Bei 

Minderjährigen und juristischen Personen ist der Aufnahmeantrag durch den gesetz-

lichen Vertreter zu stellen. Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach 

freiem Ermessen. Eine Ablehnung des Antrages muss er gegenüber dem Antragstel-

ler nicht begründen. Gegen die Ablehnung ist Einspruch beim Vorstand der überge-

ordneten Verbandsgliederung zulässig. Vor dessen endgültiger Entscheidung ist der 

Vorstand zu hören, der die Ablehnung der Aufnahme beschlossen hat. 

 
(3) Wer nicht das 7. Lebensjahr vollendet hat (Geschäftsunfähige Minderjährige), 

kann, vertreten durch den/die gesetzliche/n Vertreter/in, Familienmitglied sein. Min-

derjährige, die das 7. Lebensjahr vollendet haben (beschränkt geschäftsfähiger Min-

derjähriger), können nach Zustimmung des/des gesetzlichen Vertreters/in alleine 

oder in einer Familienmitgliedschaft Mitglied sein. 

 
(4) Mit der Vollendung des 18. Lebensjahres (Volljährigkeit) kann das Mitglied seine 

Einzelmitgliedschaft zur AWO erklären. Ansonsten endet die Mitgliedschaft mit dem 

Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Volljährigkeit erreicht wird. In dem Zeitraum 

zwischen Erreichen der Volljährigkeit und Ende der Mitgliedschaft stehen dem Mit-

glied die Rechte eines/r volljährigen Partners in der Familienmitgliedschaft zu. 
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(5) Die Erfassung der Daten der Mitglieder, die Beitragserfassung und -abrechnung 

erfolgt auf der Grundlage einer vom Bundesverband geführten Mitgliederverwaltung. 

 

§ 6 Rechte und Pflichten 

 
(1) Jedes Mitglied hat das Recht, sich an der Verwirklichung der satzungsgemäßen 

Zwecke im Rahmen der Satzung zu beteiligen. 

 
(2) Jedes Mitglied ab der Vollendung des 16. Lebensjahres hat gleiches Stimm- und Wahl-

recht in der Mitgliederversammlung. 

 

 
Minderjährigen Mitgliedern stehen die aktiven und passiven Mitgliedsrechte ab Voll-

endung des 16. Lebensjahres zu. Davon ausgenommen ist das passive Wahlrecht für 

den § 26 BGB-Vorstand. 

 
Allen Mitgliedern in der Familienmitgliedschaft steht das aktive und passive Wahl- 

recht zu. Für die Minderjährigen in der Familienmitgliedschaft gilt dies mit den Ein-

schränkungen des Abs. 2, S. 2, 3. 

 
(3) Die Mitglieder sind zur Zahlung von Mitgliedsbeiträgen gemäß den Beschlüssen 

der Bundeskonferenz verpflichtet, soweit sie nicht aufgrund einer Mitgliedschaft im 

AWO-Jugendwerk freigestellt sind. Die Familienmitgliedschaft begründet nur einen 

Mitgliedsbeitrag für die gemeldeten Mitglieder der Familienmitgliedschaft. 

 
(4) Juristische Personen können einen Vertreter in die Mitgliederversammlung ent-

senden, der für diese das Stimmrecht ausübt. 

 

 
§ 7 Beendigung der Mitgliedschaft 

 
(1) Ein Mitglied kann seinen Austritt aus der Arbeiterwohlfahrt zum Ende des Kalen-

derjahres in Textform gegenüber dem Vorstand bewirken. 

 
(2) Im Falle eines Beitragsrückstandes von mehr als insgesamt einem Jahresbeitrag 

kann der Vorstand nach schriftlicher Mahnung das Mitglied ausschließen. 

 
(3) Ordnungsmaßnahmen können nach den Bestimmungen des § 12 erlassen wer-

den. 
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§ 8 Organe 

 
Organe des Ortsvereines sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. 
 

 
§ 9 Mitgliederversammlung 

 

(1) Die Mitgliederversammlung ist als das oberste Beschluss fassende Vereinsorgan 

grundsätzlich für alle Aufgaben zuständig, sofern bestimmte Aufgaben gemäß dieser 

Satzung nicht einem anderen Vereinsorgan übertragen wurden.  

Die Mitgliederversammlung setzt sich zusammen aus den natürlichen Mitgliedern, 

sowie den juristischen Personen, vertreten durch ihre jeweiligen Beauftragten. 

 
Die Mitgliederversammlung ist insbesondere zuständig für: 
 

• Beschluss über die Grundsätze und die Grundsatzpositionen des Ortsvereins, 

• Beschluss über die Satzung, 

• Wahl des Vorstandes 

• Wahl von mindestens zwei Revisoren/innen, 

• Wahl der Delegierten zur Delegiertenkonferenz. Bei der Wahl der Delegierten 

sollen Frauen und Männer mit jeweils mindestens 40 % vertreten sein. Durch 

das Wahlverfahren muss sichergestellt werden, dass die Quote erreicht wird, 

sofern sich genügend Kandidaten/innen zur Wahl gestellt haben. 

• Beschluss über eine Geschäfts- und Wahlordnung  

• Entgegennahme der Jahresberichte und des Prüfungsbericht für den Berichts-

zeitraum und Beschluss über die Entlastung des Vorstandes. 

 
(2) Eine Mitgliederversammlung findet mindestens einmal jährlich statt. Zu den Mit-

gliederversammlungen sind durch den Vorstand alle Mitglieder des Vereins unter 

Angabe des Zeitpunktes, des Ortes und der vorgesehenen Tagesordnung mindes-

tens zwei Wochen vor der Versammlung einzuladen. Die Einberufung erfolgt durch 

Veröffentlichung im Elztäler Wochenbericht. Mitglieder, die ihren Wohnsitz nicht in-

nerhalb der Stadt Waldkirch haben, sind in jedem Falle per Textform einzuladen. 

 
Die Einladung in Textform hat an die zuletzt bekannte Postanschrift oder E-Mail-

Adresse des Mitglieds zu erfolgen. 

 
Die Einladungsfrist kann durch einen Beschluss des Vorstandes verkürzt werden bis 

zu einer Woche, sofern die zu behandelnden Tagesordnungspunkte so dringlich sind, 

dass die Einhaltung der vorgesehenen Einladungsfrist von zwei Wochen für den Ver- 

ein und/oder seine Mitglieder zu erheblichen Nachteilen führen würde. 
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Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstandsprecher, im Falle seiner Verhinde-

rung von einem der anderen Vorstände geleitet. Auf Vorschlag des Vorstandes kann 

die Mitgliederversammlung auch einen anderen Versammlungsleiter wählen. 

 
(3) Auf Antrag der übergeordneten Verbandsgliederung oder auf Antrag von mindes-

tens einem Viertel der Mitglieder, ist binnen drei Wochen eine Mitgliederversamm-

lung unter den in Satz 1 genannten Bedingungen einzuberufen 

 

(4) Beschlüsse werden mit der Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. 

 
Der Gegenstand der Abstimmung ist bei der Einberufung genau zu bezeichnen. 

 
Satzungsänderungen bedürfen der Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stim-
men. Jede Satzungsänderung bedarf nach § 16 Abs. 2 d dieser Satzung der Zu-
stimmung der übergeordneten Gliederung. 
 
Die Auflösung des Ortsvereins bedarf der Zweidrittelmehrheit der abgegebenen Stimmen. 
Vor dem Beschluss über die Auflösung ist nach § 16 Abs. 2 c dieser Satzung die überge-
ordnete Gliederung anzuhören. 

 
Enthaltungen werden nicht mitgezählt. 

 
(5) Folgende Unvereinbarkeiten führen zum Verlust der Wählbarkeit, bzw. der  

Funktion: 

 

• Vorstandsfunktionen, wenn ein hauptamtliches Beschäftigungsverhältnis 

bei derselben Gliederung sowie bei Gesellschaften und Körperschaften, an 

denen die vorgenannte Gliederung der AWO mehrheitlich beteiligt ist, be-

steht, 

 

• Revisionsfunktionen, wenn auf derselben Ebene gleichzeitig oder innerhalb 

der letzten vier Jahre Vorstands-, Präsidiums-, Geschäftsführungsfunktio-

nen ausgeübt wurden. 

 
(6) Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung sind schriftlich niederzulegen. Sie 

sind von der/dem Versammlungsleiter/in und der/dem Protokollanten/in zu unter- 

zeichnen. 

 
(7) Die Beschlüsse der Bundeskonferenz der Arbeiterwohlfahrt zu bundespolitischen 

Aufgaben und zur Wahrung der Einheitlichkeit des Gesamtverbandes sind verbindlich 

für alle Gliederungen. 

 
(8) Die Mitglieder und Beauftragten des Bundesvorstandes haben das Recht, an 

Zusammenkünften der Verbandsgliederungen beratend teilzunehmen. 
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(9) Bei der Einberufung der Mitgliederversammlung durch den Vorstand kann vorge-

sehen werden, dass Mitglieder auch ohne Anwesenheit am Versammlungsort im 

Wege der elektronischen Kommunikation an der Versammlung teilnehmen ihre Mit-

gliederrechte ausüben können (hybride Versammlung) Die Mitglieder können be-

schließen, dass künftige Versammlungen auch als virtuelle Versammlungen einberu-

fen werden können, an der Mitglieder ohne Anwesenheit am Versammlungsort im 

Wege der elektronischen Kommunikation teilnehmen und ihre anderen Mitglieder-

rechte ausüben müssen. Wird eine hybride oder virtuelle Versammlung einberufen, 

so muss bei der Berufung auch angegeben werden, wie die Mitglieder ihre Rechte im 

Wege der elektronischen Kommunikation ausüben können. 

 

(10 Abstimmungen und Wahlen müssen geheim durchgeführt werden, sofern min-

destens 20 % der anwesenden Mitglieder einem entsprechenden Antrag auf der Mit-

gliederversammlung zustimmen. 

 

§ 10 Vorstand 

 
(1) Der Vorstand trägt die Verantwortung für die Wahrnehmung der Aufgaben 

des Ortsvereins. 

 
Der Vorstand besteht aus drei gleichberechtigten Vorsitzenden sowie bis zu 9           

Beisitzern. 

 
    Die Vorsitzenden wählen aus ihren Reihen einen Vorstandssprecher. 

 
(2) Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind die Vorsitzenden. Sie vertreten den Ver-

ein gerichtlich und außergerichtlich. Je zwei sind gemeinsam vertretungsberech-

tigt 

 
(3) Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jah-

ren gewählt. Der Vorstand bleibt auch nach Ablauf der Amtszeit bis zur Neuwahl 

des Vor-standes im Amt. 

 
Scheidet zwischen zwei Mitgliederversammlungen ein Vorstandsmitglied aus, so          

bedarf es keiner Ergänzung des Vorstandes. Dies gilt nicht, sofern der Vorstand 

gemäß § 26 BGB durch das Ausscheiden handlungsunfähig wird. 

 
(4) Die Tätigkeit im Vorstand ist ehrenamtlich. Eine angemessene Vergütung kann 

durch die Mitgliederversammlung beschlossen werden. 

 
(5) Die Vorsitzenden sind verpflichtet, den Ortsvereinsvorstand regelmäßig mit ei-

ner angemessenen Frist unter Bekanntgabe der Tagesordnung einzuladen. 

 
(6) Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte der Vorstandsmit-

glieder anwesend ist. Die Beschlussunfähigkeit ist auf Antrag festzustellen. 

 
(7) Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit Stimmenmehrheit der abgegebenen 

Stimmen. 
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(8) Der Vorstand hat der übergeordneten Verbandsgliederung über seine Tätigkeit 

mindestens einmal jährlich zu berichten. 

 
(9) Der Vorstand kann Fachausschüsse, einzelne Sachverständige und einzelne 

Vorstandsmitglieder mit Sonderaufgaben betrauen. 

 
(10)   Der Vorstand kann aus seiner Mitte eine/einen Gleichstellungsbeauftragte/n berufen. 
 

(11) Für ein Verschulden der Vorstandsmitglieder bei der Ausführung der ihnen ob- 

liegenden Verrichtungen haftet der Verein ausschließlich. Im Innenverhältnis stellt der 

Verein die Vorstandsmitglieder von der Haftung gegenüber Dritten frei. Ausgenom- 

men ist die Haftung, für die ein Erlass im Voraus ausgeschlossen ist, sowie Fälle der 

groben Fahrlässigkeit und Vorsatz. 

 

(12) Der Vorstand ist ermächtigt, mit einer Mehrheit von drei Vierteln der abgegebe-

nen Stimmen Änderungen der Satzung zu beschließen, die aufgrund einer Forderung 

des Registergerichts für Eintragungen einer Satzungsänderung oder aufgrund einer 

Forderung des Finanzamtes aus steuerrechtlichen Gründen erforderlich ist. Diese 

Reglung gilt bereits auch für eventuell erforderliche Änderungen dieser Satzungsneu-

fassung. 

 

 
§ 11 Aufsicht 

 
(1) Der Ortsverein erkennt die Aufsicht durch den AWO Kreisverband Emmendingen 

e.V. an. 

 
(2) Zur Wahrnehmung der Aufsicht des AWO Kreisverbandes Emmendingen e.V. beste-

hen folgende Vorlage-, Informations-, Anhörungs- und Zustimmungspflichten für den 
Ortsverein an die übergeordnete Verbandsgliederung: 

 
(a) Es bestehen folgende laufenden Vorlagepflichten: 

 

• Der Prüfungsbericht der Wirtschaftsprüfung ist der nächsthöheren 

Gliederung einzureichen 

• Der Jahresprüfbericht der Revision ist der nächsthöheren Ver-
bandsgliederung einzureichen. 

 
(b) In folgenden Fällen besteht eine unverzügliche Informationspflicht an die übe 

geordnete Verbandsgliederung: 

• Drohende Zahlungsunfähigkeit oder drohende Überschuldung 

• Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens, Eröffnung eines 
Schutzschirmverfahrens und Bestellung eines Sachwalters, Eröff-
nung eines allg. Insolvenzverfahrens 

• Besondere Vorkommnisse vor Ort, die geeignet sind, das Ansehen 
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der Arbeiterwohlfahrt erheblich zu schädigen. 

• Bei Gründung oder Erwerb (auch Anteilen – außer Finanzanlagen) 
rechtlich selbstständiger juristischer Personen. 

 
 

(c) In folgenden Fällen muss die übergeordnete Verbandsgliederung angehört wer-

den: 

 

• Vor dem Beschluss über die Auflösung des Vereins ist die überge-
ordnete Gliederung anzuhören. 

 
(d) In folgenden Fällen ist die Zustimmung der übergeordneten Gliederung einzuho-

len: 

 

• Über die Aufnahme eines korporativen Mitglieds entscheidet das 
zuständige Organ vorbehaltlich der Zustimmung der nächsthöheren 
Gliederung. Nähere Ausführungen beschließt der Bundesaus-
schuss in einer Richtlinie. 
 

• Jede Satzungsänderung bedarf der Zustimmung der übergeordne-
ten Gliederung. Vor der Mitgliederversammlung, die über die Sat-
zungsänderung entscheidet, ist die nächsthöhere Verbandsgliede-
rung anzuhören. Nach der Mitgliederversammlung ist die Geneh-
migung der nächsthöheren Gliederung einzuholen. Sofern die Ge-
nehmigung nicht unmittelbar erteilt werden kann, widerspricht die 
nächsthöhere Verbandsgliederung der Entscheidung innerhalb ei-
ner Ausschlussfrist von 4 Wochen ab Zugang der Anfrage bei ihr. 
Der Widerspruch ist in einer weiteren Frist von 4 Wochen zu be-
gründen. Macht die nächsthöhere Verbandsgliederung von dem 
Widerspruchsrecht keinen Gebrauch, gilt die Satzung nach Ablauf 
der ersten Ausschlussfrist als genehmigt. 

 

• Vor dem Eingehen von Verpflichtungen, die durch das Budget nicht 
gedeckt sind, ist die Zustimmung der nächsthöheren Verbandsglie-
derung einzuholen.  

 

• Vor der Bestellung des/der hauptamtlichen Ortsvereinsgeschäfts-
führers/in, und vor Abschluss seines/ihres Arbeitsvertrages ist die 
Einwilligung der nächsthöheren Verbandsgliederung einzuholen. 
Sofern die Einwilligung nicht unmittelbar erteilt werden kann, wider-
spricht die der nächsthöheren Verbandsgliederung Entscheidung 
innerhalb einer Ausschlussfrist von 2 Wochen ab Zugang der An-
frage bei ihr. Der Widerspruch ist in einer weiteren Frist von 4 Wo-
chen zu begründen. Macht die nächsthöhere Gliederung von dem 
Widerspruchsrecht keinen Gebrauch, gilt die Besetzung nach Ab-
lauf der ersten Ausschlussfrist als genehmigt. 
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(3) Die Aufsicht der umfasst das Recht zur Prüfung. 

 
Die Prüfung umfasst insbesondere: 

 

• Die aufsichtsberechtigte Gliederung kann Berichte und Unterlagen 
des Beaufsichtigten anfordern (z.B. Jahresabschlüsse, Budgets). Die-
ser ist zur unverzüglichen Vorlage verpflichtet. 

 

• Die aufsichtsberechtigte Gliederung hat nach vorheriger Ankündigung 

das Recht, die Geschäftsräume und Einrichtungen des Beaufsichtig-

ten zu betreten und zu besichtigen, die Geschäfts-, Buch- und Kas-

senführung zu prüfen, Akten und Geschäftsunterlagen (Papier oder 

auf Datenträgern) einzusehen, Abschriften oder Kopien zu fertigen, 

ehren- und hauptamtliche Mitarbeiter zu befragen sowie an Sitzungen 

der Organe, Ausschüsse und sonstigen Arbeitsgremien teilzunehmen. 

• Das Recht der aufsichtsberechtigten Gliederung, außerordentliche 

Mitgliederversammlungen, bzw. Konferenzen einzuberufen. 

 

Die zur Aufsicht berechtigte Gliederung kann einen Dritten mit der Durchführung be-

auftragen. Die zur Aufsicht berechtigte Gliederung kann außerdem die Reviso-

ren/innen anregen, eine Prüfung durchzuführen. 

 

(4) Die Haftung der aufsichtsberechtigten Gliederung für einfache Fahrlässigkeit ist 

gegenüber Vereinsmitgliedern ausgeschlossen. 

 

 
§ 12 Ordnungsmaßnahmen 

 
(1) Bei Verstößen gegen das Verbandsstatut, die Satzungen und Richtlinien sowie 

gegen Beschlüsse von satzungsgemäßen Organen kann der Ortsverein 

 

(a) eine Rüge / Verweis gegenüber dem Mitglied erteilen, 

 
(b) ein zeitlich begrenztes oder unbegrenztes Verbot des Betretens und Be-nutzens 

von Einrichtungen und/oder Geschäftsstellen und/oder Diensten der betroffenen 

Gliederung aussprechen. 

 

(c) anordnen, dass Verletzungen gegen das Verbandsstatut, die Satzungen und 

Richtlinien sowie gegen Beschlüsse von satzungsgemäßen Organen unverzüg-

lich zu beenden sind sowie verlangen, dass jegliche Maßnahmen und Handlun-

gen, die auf Grund solcher Verletzungen getroffen und vorgenommen sind, 

rückgängig gemacht werden. 
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(2) Wenn eine schwere ideelle oder materielle Schädigung der Arbeiterwohl- fahrt 

eingetreten oder mit großer Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist und das Interesse des 

Verbandes ein schnelles Eingreifen erfordert, kann das Präsidium des Bundesver-

bandes den Vorstand des Bundesverbandes beauftragen, gegenüber einem Mitglied 

(unabhängig davon auf welcher Gliederungsebene es Mitglied ist) Ordnungsmaß-

nahmen nach Absatz 1 zu erlassen. 

 
Der Bundesverband hat den jeweiligen Landes- oder Bezirksverband zunächst auf-

zufordern, tätig zu werden. Lehnt dieser ein Tätigwerden ab, so kann der Bundesver-

band tätig werden. 

 
(3) Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes und wenn die Interessen des Verbandes 

ein schnelles Eingreifen erfordern, kann die Gliederung, in der die natürliche Person 

Mitglied ist, oder der Vorstand des Bundesverbandes im Benehmen mit dem Präsidi-

um des Bundesverbandes gegenüber Mitgliedern der jeweiligen Gliederung der Ar-

beiterwohlfahrt vorübergehend das Ruhen aller oder einzelner Rechte aus der Mit-

gliedschaft inklusive aller wahrgenommener Ämter, Funktionen oder Maßnahmen 

gemäß Abs. 1 erklären. 

 
(4) Vor der Festsetzung der Ordnungsmaßnahme ist der/die Betroffene anzuhören 

und es ist ihm Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

 
Gegen die Maßnahmen gemäß Absatz 1, 2 und 3 können die Betroffenen Einspruch 

beim zuständigen Schiedsgericht erheben. 

 
(5) Jede Anordnung einer Maßnahme gemäß Absatz 1, 2 und 3 ist dem Betroffenen 

schriftlich durch eingeschriebenen Brief mit Rückschein zuzustellen. Die §§ 178 und 

179 ZPO gelten entsprechend. Die Entscheidung muss mit Gründen versehen sein 

und eine Rechtsmittelbelehrung enthalten. 

 
(6) Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes, kann das Schiedsgericht eine der folgen-

den Entscheidungen auf Antrag treffen: 

 
(a) zeitweiliges Ruhen der Rechte und Pflichten, 

 
(b) den Ausschluss aus der Arbeiterwohlfahrt. 

 

Antragsberechtigt ist gegenüber natürlichen Personen jede Organisationsgliederung, 

unabhängig davon, ob der/die Antragsgegner der entsprechenden Verbandsgliede-

rung angehört. Gegenüber juristischen Personen ist die nächsthöhere Gliederung an-

tragsberechtigt. 

 
Die Anordnung von Ordnungsmaßnahmen gemäß Absatz 1, 2 und 3 steht dem An-

trag nach Absatz 6 nicht entgegen. 
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(7) Vor der Anordnung von Maßnahmen gemäß Absatz 1, 2, 3 sowie vor Beantra-

gung von Maßnahmen gemäß Absatz 6 ist der zur Aufsicht berechtigte Ver- band be-

rechtigt, - soweit erforderlich - Ermittlungen anzustellen. 

 

 
§ 13 Auflösung 

Der Verein 

1. wird durch Beschluss der Mitgliederversammlung aufgelöst. 
 

2. ist mit Ausschluss oder Austritt aus der übergeordneten Verbandsgliederung auf- 

gelöst. 

 

 

 

 

Waldkirch, 27.04.2024 


